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Änderungsantrag 

der Abgeordneten Dr. Florian Toncar, Christian Dürr, Grigorios Aggelidis, 
Jens Beeck, Dr. Jens Brandenburg (Rhein-Neckar), Mario Brandenburg, Carl- 
Julius Cronenberg, Britta Katharina Dassler, Dr. Marcus Faber, Otto Fricke, 
Torsten Herbst, Katja Hessel, Dr. Christoph Hoffmann, Reinhard Houben, Ulla 
Ihnen, Thomas L. Kemmerich, Karsten Klein, Daniela Kluckert, Carina Konrad, 
Ulrich Lechte, Oliver Luksic, Till Mansmann, Alexander Müller, Matthias 
Seestern-Pauly, Judith Skudelny, Bettina Stark-Watzinger, Dr. Andrew 
Ullmann, Nicole Westig und der Fraktion der FDP 


zu der zweiten Beratung des Gesetzentwurfs der Bundesregierung 
- Drucksachen 19/4723, 19/5583 - 

Entwurf eines Gesetzes zur steuerlichen Entlastung der Familien 
sowie zur Anpassung weiterer steuerlicher Regelungen 
(Familienentlastungsgesetz - FamEntlastG) 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Dem Artikel 3 Nummer 2 § 32a wird folgender Absatz 2 angefügt: 

„(2) Die in Absatz 1 normierte Tarifformel ist jährlich zu Beginn eines jeden 
Veranlagungszeitraumes und erstmals zum 1. Januar 2021 an die Entwicklung der Ver¬ 
braucherpreise anzupassen. Für diese Indexierung ist ein Referenzwert zu verwenden, 
der nach folgender Formel ermittelt wird: 


(1 + B) 


d + O 


Dabei sind: 

R = zu bestimmender Referenzwert zur Indexierung der Tarifformel für den Veran¬ 
lagungszeitraum t, 


A = die vom Statistischen Bundesamt ermittelte endgültige Veränderungsrate des 
jährlichen Verbraucherpreisindexes für das t vorvorausgehende Kalenderjahr, 

B = die gemäß der Herbstprojektion der Bundesregierung im t vorvorausgehenden 
Kalenderjahr prognostizierte Veränderungsrate des jährlichen Verbraucher¬ 
preisindexes für das t vorvorausgehende Kalenderjahr, 
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C = die gemäß der Herbstprojektion der Bundesregierung im t vorausgehenden Ka¬ 
lenderjahr prognostizierte Veränderungsrate des jährlichen Verbraucherpreisin¬ 
dexes für das t vorausgehende Kalenderjahr. 

Zur Tarifmdexierung sind der erste y-Koeffizient und der erste z-Koeffizient der Ta¬ 
rifformel durch den Referenzwert zu dividieren; die der Konstanten der Tarifformel 
sind mit dem Referenzwert zu multiplizieren. Die so geänderten Werte der Tarifformel 
sind auf zwei Dezimalstellen nach dem Komma zu runden. Alle acht Tarifeckwerte 
sind mit dem Referenzwert zu multiplizieren und auf volle Euro-Beträge zu mnden. 

Unter Berücksichtigung dieser Maßgaben beschließt der Bundestag mit Zustimmung 
des Bundesrats die geänderte Tarifformel jeweils im 4. Quartal des dem Veranlagungs¬ 
zeitraum vorausgehenden Kalenderjahrs.“ 


Berlin, den 06.11.2018 

Christian Lindner und Fraktion 


Begründung 

Aufgrund des 2012 von der FDP in der damaligen Bundesregierang durchgesetzten Kalte-Progressions-Berichts 
wurde der Einkommenssteuertarif in der Vergangenheit diskretionär angepasst. Nun gilt es, dieses Verfahren in 
das Einkommensteuergesetz zu integrieren. Mit dem vorliegenden Änderungsantrag würde die kalte Progression 
für Veranlagungszeiträume ab dem Jahr 2021 jährlich und regelhaft abgebaut. 

Der dazu neu eingefügte § 32a Absatz 2 EStG regelt, wie der ab dem Veranlagungszeitraum 2021 geltende 
Einkommenssteuertarif jährlich gesetzgeberisch neu zu normieren ist. Die Vorschrift beschreibt die Kalkulation 
des für die Tarifmdexierung notwendigen Referenzwertes, der die Verbraucherpreisentwicklung abbildet. Hierfür 
ist eine Formel anzuwenden, die etwaige Fehler bei der Prognose vorangegangen 

Verbraucherpreisentwicklungen korrigierend berücksichtigt. Zudem werden Rechen- und Rundungsregelungen 
für die Koeffizienten, Konstanten und Eckwerte der Tarifformel festgelegt. 

Diese Normierung erfolgt mit dem Ziel, die durchschnittliche Steuerbelastung für entsprechend der Inflation 
gestiegene zu versteuernde Einkommen konstant zu halten. Ausgangspunkt dafür ist die Prognose des 
Verbraucherpreisindexes für das jeweils laufende Jahr, der die Bundesregierang im Rahmen ihrer jährlichen 
Herbstprojektion erstellt. Etwaige Prognosefehler sind im Folgejahr zu berücksichtigen. Dieses 
Indexierungsverfahren stellt sicher, dass die Entlastung der Steuerzahler mit Hilfe aktueller 

Verbraucherpreisdaten zeitnah und fair erfolgt. 



